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A. Bericht der Abgeordneten Frau Bennemann: 


Der Ausschuß für Fragen der Öffentlichen Für- 
sorge hat in seinen Sitzungen am 16. Januar und 
7. März 1956 den von der Fraktion der SPD einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zu dem Europäi- 
schen Fürsorgeabkommen nebst Zusatzprotokoll — 
Drucksache 1558 — und den von der Bundesregie- 
rung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes über 
das Europäische Fürsorgeabkommen vom 11. De- 
zember 1953 und das Zusatzprotokoll zu dem Euro- 
päischen Fürsorgeabkommen — Drucksache 1882 — 
behandelt. Die gleiche Materie wurde von den mit- 
beteiligten Ausschüssen für Fragen des Gesund- 
heitswesens, für auswärtige Angelegenheiten und 
für Rechtswesen und Verfassungsrecht beraten. 
Alle an der Beratung beteiligten Ausschüsse haben 
der Vorlage — Drucksache 1882 — ihre Zustim- 
mung gegeben. 

Dieses Abkommen stellt zusammen mit zwei 
weiteren Abkommen die vom Europarat beabsich- 
tigte Gesamtregelung auf dem Gebiet der Sozial- 
gesetzgebung dar. Es enthält auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit im wesentlichen folgende Ver- 
pflichtungen: 

1. Auch fremden Staatsangehörigen sollen die den 
Inländern gewährten Fürsorgeleistungen im 
Bedarfsfälle zukommen. 


2. Zwischenstaatlicher Kostenersatz wird ausge- 
schlossen. 

3. Die Verpflichtung zur Unterstützung soll nicht 
dadurch umgangen werden, daß der hilfsbe- 
dürftige Ausländer in sein Heimatland zurück- 
geschafft wird. 

Die Gewährung von Unterstützung an Auslän- 
der erfolgt nach den Gesetzen des Gastlandes. Ein 
einheitliches Fürsorgerecht für alle Länder des 
Europarates wird durch dieses Abkommen nicht 
geschaffen. Sachlich besteht zwischen dem Gesetz- 
entwurf der Fraktion der SPD — Drucksache 1558 — 
und dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 1882 — kein Unterschied. Da jedoch 
die im Gesetzentwurf der Bundesregierung enthal- 
tene Erwähnung des Zusatzprotokolls zweckmäßig 
erscheint, empfiehlt der federführende Ausschuß 
für Fragen der öffentlichen Fürsorge einstimmig, 
der Regierungsvorlage mit der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Änderung zuzustimmen. 


Bonn, den 7. März 1956 

Frau Bennemann 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1882 — mit 
der Maßgabe, daß die Einleitung wie folgt ge- 
faßt wird: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:“, 

im übrigen unverändert nach der Vorlage an- 
zunehmen; 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Europäischen 
Fürsorgeabkommen nebst Zusatzprotokoll — 
Drucksache 1558 — 

als durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 erledigt 
abzulehnen. 


Bonn, den 7. März 1956 


Der Ausschuß für Fragen der 
öffentlichen Fürsorge 

Frau Niggemeyer Frau Bennemann 

Vorsitzende Berichterstatterin 
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